BERLIN - Nach der Aufforderung durch die Kassenärztliche Bundesvereinigung (KBV) und andere Ärzteverbände hat die Bundesagentur für Arbeit klargestellt, dass die in den Praxen beschäftigten Arbeitnehmer grundsätzlich Kurzarbeitergeld erhalten können, wenn eine Einzelfallprüfung dies ergibt.

Als \"einzig richtigen Schritt\", bezeichnete Dr. Dirk Heinrich, Bundesvorsitzender des Virchowbundes, die neue Weisung für die Arbeitsagenturen. \"Die Einnahmen der klassischen Vertragsarztpraxis stammen sowohl aus dem GKV-Bereich als auch zum Beispiel aus privatärztlicher oder arbeits- medizinischer Tätigkeit. Daher haben Ärzte einen Anspruch auf wirtschaftliche Absi- cherung auch jenseits des GKV-Schutzschirms aus dem COVID-19-Krankenhausentlastungsgesetz\", so Heinrich.

Die Bundesagentur für Arbeit hatte in einer früheren internen Anweisung Krankenhäuser und Arztpraxen von den Regelungen zur Kurzarbeit ausgenommen, weil diese vom COVID-19-Schutzschirm profitieren würden. Man könne sich laut Heinrich bei den Arztpraxen jedoch nicht am Krankenhausbereich orientieren. Dies führe im Bereich der Vertragsärzte zu Verwerfungen. Er erinnerte daran, dass in vielen Fällen in Praxen bereits durch massiven Wegfall von Patienten, der vor den Beratungen zum COVID-19-Krankenhausentlastungsgesetz eingetreten war, Kurzarbeit beantragt werden musste, um fachlich qualifizierte Mitarbeiter nicht entlassen zu müssen. Die Regelungen zur Kurzarbeit seien also sowohl zeitlich als auch sachlich vorrangig vor den Hilfen des Schutzschirms.*red*
